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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Pfeffermann, Pfeifer, Benz, 
Engelsberger, Dr. Franz, Roser, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen 
Frau Dr. Walz, Dr. Häfele und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/5673 - 

betr. steuerliche Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovationen in der 
Bundesrepublik Deutschland 


Der Bundesminister der Finanzen - IV C 1 - S 1900 - 100/76 - 
hat mit Schreiben vom 18. August 1976 die Kleine Anfrage im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung hat sich in jüngster Zeit mehrfach zu Fra- 
gen der Förderung von Forschung und Entwicklung geäußert, 
so z. B. in dem V. Forschungsbericht (Drucksache 7/3574) und in 
der Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU vom 27. Ja- 
nuar 1976 (Drucksache 7/4651). 

Die Bundesregierung ist, wie sie wiederholt ausgeführt hat, der 
Auffassung, daß Forschung und Entwicklung zur Sicherung des 
technischen Fortschritts und damit der Erhaltung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft gefördert werden müs- 
sen. Zu diesem Zweck sind die in der Kleinen Anfrage bezeich- 
net en steuerlichen Vorschriften zur Förderung von Forschung 
und Entwicklung geschaffen worden. 

Es kann davon ausgegangen werden, daß diese steuerlichen 
Vorschriften die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit positiv 
beeinflussen. Wegen unzureichender statistischer Daten kann 
jedoch nicht immer Auskunft darüber gegeben werden, wie die 
Steuervergünstigungen im einzelnen wirken. 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die steuerlichen Vorschriften 
im Einkommensteuerrecht im Hinblick auf ihre Auswirkungen 
auf die Forschungs- und Entwicklungstätigkeit der Wirtschaft, 
und welche Steuerausfälle sind mit folgenden Vorschriften 
verbunden: Einkommensteuergesetz 1975 - EStG - (BGBl. 1974 
I S. 2165 - BStBl. 1974 I S. 733) 
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1. § 3 Ziffer 11 EStG, 

2. § 3 Ziffer 44 EStG, 

3. § 10 b Absatz 1 EStG - § 11 Ziffer 5 a KStG, 

4. § 51 Absatz 1 Ziffer 2 Buchstabe u EStG und § 82 d EStDV? 

Die durch § 3 Ziff. 11 und 44 EStG verursachten Steuermin- 
dereinnahmen sind nicht zu beziffern, weil die hierzu erforder- 
lichen Unterlagen nur durch zusätzliche Anschreibungen bei 
den Finanzämtern gewonnen werden könnten. Dies ist jedoch 
bei der gegenwärtigen angespannten Arbeitslage der Länder- 
finanzverwaltungen kaum möglich. 

Die durch den Spendenabzug gemäß § 10 Abs. 1 EStG und § 11 
Ziff. 5 a KStG entstehenden Steuermindereinnahmen können 
nur global, d. h. für alle begünstigten Zwecke ermittelt werden 
(vgl. 5. Subventionsbericht, Anlage 2, lfd. Nummern 135 und 
151; Drucksache 7/4203); eine Bezifferung der auf die For- 
schungs- und Entwicklungstätigkeit der Wirtschaft entfallenden 
Spenden und der damit verbundenen Steuerausfälle ist nicht 
möglich. 

Die Bewertungsfreiheit gemäß § 82 d EStDV für Wirtschafts- 
güter, die der Forschung und Entwicklung dienen, ist mit dem 
31. Dezember 1974 ausgelaufen. Da für diese Wirtschaftsgüter 
bereits eine Investitionszulage von 7,5 v. H. gewährt wird, 
wurde die bis dahin bestehende Doppelbegünstigung durch Son- 
derabschreibungen und Investitionszulagen nicht länger für 
gerechtfertigt gehalten. Nach dem 5. Subventionsbericht (An- 
lage 2, lfd. Nr. 63) betrugen die durch § 82 d EStDV verursach- 
ten Steuermindereinnahmen im Jahre 1974 225 Mio DM. 


2. Welche Bedeutung hat nach Ansicht der Bundesregierung das 
Gesetz zur Überleitung steuerrechtlicher Vorschriften für Erfin- 
der vom 20. Februar 1969 (BGBl. I S. 141 - BStBl. I S. 116), 
zuletzt geändert durch Artikel 4 des Zweiten Steuerände- 
rungsgesetzes 1973 vom 18. Juli 1974 (BGBl. I S. 1489 - BStBl. I 

S. 521), und welche Steuerausfälle sind auf Grund dieses Geset- 
zes nach Ansicht der Bundesregierung zu erwarten? 


3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Bedeutung der aus den 
unter 2. angeführten Gesetzen resultierenden Verordnungen 
für die Forschungsförderung der Wirtschaft, insbesondere die 
Verordnungen (VO) 

1. VO über die einkommensteuerliche Behandlung der freien 
Erfinder vom 30. Mai 1951 (BGBl. I S. 387 - BStBl. I S. 181), 

2. VO über die steuerliche Behandlung der Vergütungen für 
Arbeitnehmer-Erfindungen vom 6. Juni 1951 (BGBL I S. 388 
- BStBl. I S. 184), 

3. VO über die steuerliche Behandlung von Prämien für Ver- 
besserungsvorschläge vom 18. Februar 1957 (BGBl. I S. 33 
-BStBl. I S. 145)? 


Das Gesetz zur Überleitung steuerrechtlicher Vorschriften für 
Erfinder soll die aus volkswirtschaftlichen Gründen dringend 
erforderliche erfinderische Tätigkeit durch Gewährung steuer- 
licher Vergünstigungen fördern. Die durch die Verordnung über 
die einkommensteuerliche Behandlung der freien Erfinder vom 
30. Mai 1951 und die Verordnung über die steuerliche Behand- 
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lung der Vergütungen für Arbeitnehmer-Erfindungen vom 
6. Juni 1951 entstehenden Steuermindereinnahmen betrugen 
im Jahre 1975 25 Mio DM bzw. 11 Mio DM (vgl. 5. Subventions- 
bericht, Anlage 2, lfd. Nummern 108 ud 144). Eine Quantifizie- 
rung der Steuermindereinnahmen auf Grund der Verordnung 
über die steuerliche Behandlung von Prämien für Verbesse- 
rungsvorschläge vom 18. Februar 1957 ist wegen fehlender 
statistischer Unterlagen nicht möglich. 

Die steuerlichen Förderungsvorschriften sollen nach Auffassung 
der Bundesregierung auch künftig beibehalten werden. 


4. Wie beurteilt die Bundesregierung das Gesetz zur Förderung 
der Berliner Wirtschaft im Hinblick auf die Förderung von 
Forschung und Entwicklung und hier insbesondere 

1. § 14 BerlinFG, 

2. § 19 BerlinFG? 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung durch die §§ 14 
und 19 BerlinFG hält die Bundesregierung für besonders wich- 
tig, weil durch diese Vorschriften die Bemühungen Berlins 
unterstützt werden, verstärkte Anreize für die Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeit in dieser Stadt zu geben. 

Die durch die erhöhten Absetzungen für Forschungs- und Ent- 
wicklungsinvestitionen gemäß § 14 BerlinFG verursachten 
Steuerausfälle können nicht ermittelt werden, da für diesen Teil 
des Anwendungsbereichs des § 14 BerlinFG keine statistischen 
Unterlagen vorhanden sind. 

Nach der „Berliner Statistik" (herausgegeben vom Statistischen 
Landesamt Berlin) vom 30. April 1976 betrug die 30prozentige 
Investitionszulage nach § 19 BerlinFG, die für bewegliche Wirt- 
schaftsgüter im Bereich der Forschung und Entwicklung gewährt 
wird, im Jahre 1974 rund 17 Mill. DM (ausgezahlt in 1975). So- 
mit wurde in 1974 ein Investitionsvolumen von rund 58 Mio 
DM durch diese Zulage gefördert. 


5. Welche Bedeutung hat das Investitionszulagengesetz in seiner 
Fassung von 1975 für die Förderung von Forschung und Ent- 
wicklung, welche Steuerausfälle sind hiermit verbunden? 

Nach dem Auslaufen der Sonderabschreibungsvergünstigung für 
Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen zum 31. Dezember 
1974 ist die Investitionszulage nach § 4 InvZulG außerhalb 
Berlins die einzige steuerliche Förderungsmaßnahme für diese 
Investitionen. Ihr kommt daher erhöhte Bedeutung zu. 

Die Gewährung der Investitionszulage für Forschungs- und 
Entwicklungsinvestitionen in Höhe von 7,5 v. H. verursachte im 
Jahre 1975 Steuermindereinnahmen in Höhe von rund 149 Mio 
DM (Ist-Zahlen). 
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6. Welche Bedeutung hat das Gewerbesteuergesetz - GewStG - 
(BStBl. 1974 I S. 1971 - BStBl. 1974 I S. 658), und in welchem 
Umfang werden hier tatsächlich private Spenden für die Förde- 
rung wissenschaftlicher Zwecke mobilisiert, und welcher Steuer- 
ausfall resultiert aus dieser Vorschrift? 

Die Steuerfreiheit von Spenden für wissenschaftliche Zwecke 
nach § 8 Ziff. 9 und § 9 Ziff. 5 GewStG verursachte im Jahre 
1975 Steuermindereinnahmen in Höhe von rund 25 Mio DM 
(vgl. 5. Subventionsbericht, Anlage 2, lfd. Nr. 161). Dieser 
Betrag bezieht sich jedoch auf sämtliche wissenschaftliche 
Zwecke und nicht nur auf Spenden für Forschung und Entwick- 
lung. 


7. Welche Bedeutung haben die Steuererleichterungen von Ver- 
mögen im Hinblick auf die Forschungsförderung im Vergleich 
zum Verwaltungsaufwand und Steuerausfall, und kann gege- 
benenfalls durch einen Wegfall dieser Vorschriften mit einer 
Beeinträchtigung der Forschungsförderung gerechnet werden? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere folgende Vor- 
schriften bei Steuern von Vermögen im Hinblick auf ihre Aus- 
wirkungen von Forschung und Technologie: 

Vermögensteuergesetz 1974 - VStG - (BGBl. 1974 I S. 949 - 
BStBl. 1974 I S. 232) und Bewertungsgesetz 1974 - BewG - 
(BGBl. 1974 I S. 2369 - BStBl. I S. 862) 

1. § 3 Absatz 1 Nummer 12 VStG, 

2. § 101 Nummer 2 BewG, 

3. § 110 Absatz 1 Nummer 5 BewG? 

Durch § 3 Abs. 1 Nr. 12 VStG wird u. a. das Vermögen von 
Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmas- 
sen, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der son- 
stigen Verfassung und nach ihrer tatsächlichen Geschäftsfüh- 
rung ausschließlich und unmittelbar solche Forschungs- und/ 
oder Entwicklungsaufgaben erfüllen, und deshalb als gemein- 
nützig anerkannt worden sind, von der Vermögensteuer befreit. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Wegfall der 
Steuerfreiheit die Tätigkeit solcher Einrichtungen beeinträch- 
tigen würde. Die Anwendung der Vorschrift führt zu keinem 
größeren Verwaltungsaufwand. 

Die Bundesregierung hat bereits im 5. Subventionsbericht aus- 
geführt (Anlage 2, lfd. Nr. 75), daß die vermögensteuerrechtliche 
Vergünstigung für Erfindungen und für Ansprüche aus einer 
Erfindertätigkeit (§ 101 Nr. 2, § 110 Abs. 1 Nr. 5 BewG) im all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen Interesse liegt, da sie Wissen- 
schaft und Forschung und damit auch die industrielle Leistungs- 
fähigkeit fördert. Ihre Beseitigung würde die Erfinder in der 
Bundesrepublik Deutschland im Vergleich zu den Angehörigen 
anderer bedeutender Industrienationen benachteiligen, denn in 
diesen Staaten bestehen, soweit dort eine Vermögensteuer 
erhoben wird, gleichartige Vergünstigungen. Da in zahlreichen 
Fällen der vermögensteuerrechtlich maßgebende Wert dieser 
Ansprüche besonders schwierig zu ermitteln wäre, dient die 
Vergünstigung auch der Verwaltungs Vereinfachung. 
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Es liegen keine statistischen Unterlagen über die durch die 
Befreiungen entstehenden Steuerausfälle und die Zahl der Fälle 
vor. 


9. Welche Bedeutung haben die von der Bundesregierung zitier- 
ten steuerlichen Erleichterungen im Bereich der Erbschaft- und 
Schenkungssteuer für die Förderung von Forschung und Tech- 
nologie im Hinblick auf Verwaltungsaufwand und Steueraus- 
fall, und können gegebenenfalls diese Vorschriften vereinfacht 
werden? 

10. Wie beurteilt insbesondere die Bundesregierung die Vorschrif- 
ten im Bereich der Erbschaft- und Schenkungsteuer: 

Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz 1974 - ErbStG - 
(BGBl. 1974 I S. 933 - BStBl. 1974 I S. 216) 

1. § 13 Absatz 1 Nummer 16 Buchstabe b ErbStG, 

2. § 13 Absatz 1 Nummer 17 ErbStG? 

Uber den Umfang, in dem von der Vorschrift des § 13 Abs. 1 
Nr. 16 Buchstabe b und Nr. 17 ErbStG, die im übrigen nicht nur 
auf Zuwendungen zur Förderung von Forschung und Techno- 
logie Anwendung findet, Gebrauch gemacht wird, liegen keine 
statistischen Unterlagen vor. Schwierigkeiten haben sich bei 
der Anwendung der Vorschriften nicht ergeben. Die Anwen- 
dung erfordert keinen größeren Verwaltungsaufwand. 

Die Vorschrift ist nach Auffassung der Bundesregierung geeig- 
net, einen Anreiz zu geben, durch Zuwendungen von Todes 
wegen oder unter Lebenden u. a. Forschung und Technologie zu 
fördern. 


11. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den steuerlichen 
Vorschriften zur Förderung von Forschung und Technologie im 
Bereich der Grundsteuer bei, und wie verhalten sich hierbei 
Verwaltungsaufwand und Nutzen der Vorschriften? 

12. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere folgende 
Vorschriften: 

Grundsteuergesetz 1974 - GrStG - (BGBl. 1973 I S. 965 - BStBl. 
1973 I S. 586) 

1. § 3 Absatz 1 Nummer 1 GrStG, 

2. § 3 Absatz 1 Nummer 3 GrStG, 

3. § 3 Absatz 1 Nummer 4 GrStG, 

4. § 4 Nummer 5 GrStG? 

Durch die Vorschriften werden u. a. Forschung und Technologie 
steuerlich begünstigt. Ihre Beibehaltung ist daher nach Auf- 
fassung der Bundesregierung sinnvoll. Die Anwendung der 
Vorschriften führt zu keinem ins Gewicht fallenden Verwal- 
tungsaufwand. 


13. Welche Bedeutung haben die von der Bundesregierung zitierten 
Verkehrsteuern für die Förderung von Forschung und Techno- 
logie im Hinblick auf die Förderung von Forschung und Tech- 
nologie unter Berücksichtigung von Steuerausfall, Verwaltungs- 
vereinfachung und angestrebtem Ziel? 
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14. Wie beurteilt die Bundesregierung insbesondere die Vorschrif- 
ten: 

Umsatzsteuergesetz 1973 - UStG - (BGBl. 1973 I S. 676 - BStBl. 

1973 I S. 693) 

1. § 12 Absatz 2 Nummer 5 UStG, 

2. § 12 Absatz 2 Nummer 6 UStG? 

Die Bundesregierung hat in ihrer Antwort auf die vorhergehen- 
de Kleine Anfrage (Drucksache 7/4651) bereits dargelegt, daß 
das Umsatzsteuergesetz keine Vorschriften enthält, die speziell 
auf die Förderung von Forschung und Entwicklung abstellen, 
daß aber die Begünstigungen des § 12 Abs. 2 Nr. 5 und 6 UStG 
- ermäßigter Steuersatz für freiberufliche Leistungen sowie der 
freiberuflichen Tätigkeit entsprechende Leistung von Ingenieur- 
gesellschaften - auch Forschung und Technologie zugute kom- 
men. Die begrenzte Bedeutung dieser Vorschriften ergibt sich 
aus dem Wesen der Mehrwertsteuer, die nur den privaten und 
öffentlichen Verbrauch belastet. Bei Leistungen auf dem Gebiet 
der Forschung und Technologie, die für einen zum Vorsteuer- 
abzug berechtigten Auftraggeber erbracht werden, ist die Höhe 
des Steuersatzes ohne Auswirkung. Bedeutung hat der ermä- 
ßigte Steuersatz also im wesentlichen bei Forschungs- und 
Studienaufträgen der öffentlichen Hand, insbesondere im Ver- 
teidigungsbereich. In der praktischen Anwendung der Steuer- 
vorschriften kann es im Einzelfall zu schwierigen rechtlichen 
Abgrenzungsfragen kommen. 

Wegen fehlender statistischer Unterlagen sind die Steueraus- 
fälle nicht zu ermitteln. Die im 5. Subventionsbericht (Anlage 2, 
lfd. Nr. 110) für das Jahr 1975 ausgewiesenen Steuerminderein- 
nahmen in Höhe von 65 Mio DM beziehen sich auf sämtliche 
in § 12 Abs. 2 Nr. 5 und 6 UStG angesprochenen freiberuf- 
lichen Leistungen und nicht nur auf den Bereich der Forschung 
und Entwicklung. 


15. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der von 
ihr zitierten steuerlichen Vergünstigungen im Bereich der Zölle 
und Verbrauchsteuern (Drucksache 7/4651 S. 10) im Hinblick 
auf die Auswirkungen im Bereich von Forschung und Technolo- 
gie? 


Die zoll- und verbrauchsteuerrechtlichen Vergünstigungen für 
Forschungsmittel werden von den betroffenen Institutionen 
weitgehend genutzt. Allein auf Grund der am 1. Januar 1976 in 
Kraft getretenen Verordnung (EWG) Nr. 1798/75 vom 10. Juli 
1975 über die von den Zöllen des Gemeinsamen Zolltarifs be- 
freite Einfuhr von Gegenständen erzieherischen, wissenschaft- 
lichen oder kulturellen Charakters werden monatlich For- 
schungsmittel im Wert von durchschnittlich 20 Mio DM zollfrei 
eingeführt. 

Die Tabaksteuerfreiheit für Erzeugnisse, die für wissenschaft- 
liche Zwecke bestimmt sind, wird positiv beurteilt. Dies vor 
allem, weil die Forschungen weit überwiegend gesundheitlichen 
Zielen dienen. 
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16. In welchem Umfang kann durch einen Wegfall dieser Vorschrif- 
ten im Bereich der Zölle und Verbrauchsteuern eine Beeinträch- 
tigung von Forschung und Technologie erwartet werden? 


17. Hat die Bundesregierung geprüft, ob durch direkte Zuwendun- 
gen an betroffene Institutionen der Wissenschaft im Interesse 
der Verwaltungs Vereinfachung derselbe Zweck erzielt werden 
kann wie auf Grund der Vergünstigungen bei Zöllen und Ver- 
braudisteuern? 


Die zollrechtlichen Vergünstigungen beruhen ausschließlich auf 
Gemeinschaftsrecht und auf multilateralen Abkommen. Mit 
ihrem Wegfall ist daher nicht zu rechnen. Aus dem gleichen 
Grunde können sie nicht durch direkte Zuwendungen ersetzt 
werden. 

Im übrigen könnte der Zweck der Vergünstigungen, die Frei- 
stellung von Einfuhrzöllen, durch direkte Zuwendungen nur 
mit ähnlichem Verwaltungsaufwand erreicht werden. 

Die Vergünstigung nach § 8 Abs. 6 des Mineralölsteuergesetzes 
(Steuerfreiheit für Treibstoffe, die zu Versuchszwecken verwen- 
det werden) wurde 1960 eingeführt. 

Ihr Wegfall würde zahlreiche Forschungsvorhaben beeinträch- 
tigen oder unmöglich machen, z. B. Erprobung von Großdiesel- 
motoren im Schiffsbau. Fahrversuche mit Methanol, Versuche 
zur Einsparung von Kraftstoffen sowie zur Suche nach neuen 
und umweltfreundlichen Kraftstoffen. 

Beim Ersatz der Vergünstigung durch direkte Beihilfen würde 
sich der Arbeitsaufwand vergrößern, da anstelle der - ein- 
fachen - Lieferung unversteuerten Mineralöls der Verbrauch 
versteuerten Mineralöls genau festgestellt, Beihilfen festgesetzt 
und besonders ausgezahlt werden müßten. 

Tabakerzeugnisse werden hoch besteuert. Der Wegfall der 
Tabaksteuerfreiheit würde die Kosten der wissenschaftlichen 
Versuche wesentlich steigern und deshalb die Forschung erheb- 
lich beeinträchtigen. Die Tabaksteuer belastet den Rauchgenuß. 
Alle anderen Verwendungen von Tabakerzeugnissen sind 
grundsätzlich unbelastet. Wenn die Steuerfreiheit bei der Ver- 
wendung zu wissenschaftlichen Zwecken durch direkte Zuwen- 
dungen ersetzt würde, wäre das eine Ausnahme von der Regel 
und daher mit mehr Verwaltungsaufwand verbunden. 


18. Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung in bezug auf 
die Vereinfachung der Steuer- und zollrechtlichen Vorschriften 
für die Förderung von Forschung und Technologie in der Bun- 
desrepublik Deutschland? 


Es ist der weiteren parlamentarischen Behandlung der noch 
offenen Teile der Einkommensteuerreform Vorbehalten, die 
Übersichtlichkeit und die Anwendung der Förderungsmaßnah- 
men für Erfinder dadurch zu verbessern, daß die Begünstigungs- 
vorschriften an einer Stelle im Einkommensteuergesetz zusam- 
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mengefaßt und die bisher unterschiedlich ausgestalteten Ver- 
günstigungen für freie Erfinder und für Arbeitnehmer einander 
angeglichen werden, soweit dies die rechtlichen und tatsäch- 
lichen Gegebenheiten zulassen. 

Soweit bei Gemeinschaftsrecht und bei multilateralen Abkom- 
men nationale Verfahrens Vereinfachungen überhaupt möglich 
sind, hat die Bundesregierung diese Möglichkeiten weitgehend 
ausgeschöpft. 

Die Steuerfreiheit für Tabakerzeugnisse, die zu wissenschaft- 
lichen Zwecken verwendet werden, verursacht nun einen gerin- 
gen Verwaltungsaufwand. Das Verfahren ist bereits so einfach, 
daß für weitere Erleichterungen kein Raum ist. 
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